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IM NAMEN DER REPUBLIK 

Das Bundesfinanzgericht hat durch den Richter***Ri*** in der Beschwerdesache ***Bf1***, 

***Bf1-Adr***, vertreten durch Mag. Robert Igali-Igalffy, Landstraßer Hauptstraße 34, 1030 

Wien, über die Beschwerde vom 15. November 2022 gegen den Bescheid des Magistrats der 

Stadt Wien Referat Landes- und Gemeindeabgaben vom 4. November 2022 nach Durchführung 

einer mündlichen Verhandlung am 4. Februar 2026 in Anwesenheit des Beschwerdeführers 

und von Rechtsanwalt Mag. Robert Igali-Igalffy für den Beschwerdeführer sowie von 

***Vertreter belangte Behörde*** für den Magistrat der Stadt Wien zu Recht erkannt:  

I. Die Beschwerde wird gemäß § 279 BAO als unbegründet abgewiesen. 

II. Gegen dieses Erkenntnis ist eine ordentliche Revision an den Verwaltungsgerichtshof nach 

Art. 133 Abs. 4 Bundes-Verfassungsgesetz (B-VG) nicht zulässig. 

 

Entscheidungsgründe 

I. Verfahrensgang 

Mit Haftungsbescheid vom 4. November 2022 zog der Magistrat der Stadt Wien (belangte Be 

hörde) den Beschwerdeführer zur Haftung von Kommunalsteuern und Nebengebühren in Höhe 

von € 5.852,85 sowie von Dienstgeberabgaben samt Nebengebühren in Höhe von € 88,00 für 

den Zeitraum März 2018 bis Oktober 2019 heran. 

Am 15. November 2022 langte per E-Mail die Beschwerde gegen den Haftungsbescheid ein. Die 

Beschwerde lautete: 

„1) ich war im Zeitraum 03/18 bis 10/19 nicht in der Lage meine Funktion als GF der Firma zu 

üben ( schwere Krankheit) beiliegend Krankenbestätigung 

2) der damalige Fuhrparkleiter der Firma nütz die Situation aus und arbeitet ohne meine 

Zustimmung, er ersitz der GF-Funktion ohne Vollmacht und meldet das Personal bei 

zuständigen Krankenkasse, er kassiert die Firmen Umsätze und zahlt keine Abgaben. 
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3) beiliegend auch Bescheid des Finanzamtes, daß der Fuhrparkleiter damals die Zuständigkeit 

hatte.“ 

Mit Beschwerdevorentscheidung vom 9. November 2023 wurde die Beschwerde vom 15. 

November 2022 als unbegründet abgewiesen. Die Begründung lautet wie folgt: 

„Gemäß § 6a Abs. 1 des Kommunalsteuergesetzes 1993 - KommStG 1993, BGBl. Nr. 819/1993, 

in der derzeit geltenden Fassung, haften die in den §§ 80 ff BAO bezeichneten Vertreter neben 

den durch sie vertretenen Abgabepflichtigen für die diese treffende Kommunalsteuer insoweit, 

als diese Abgabe infolge schuldhafter Verletzung der ihnen auferlegten abgabenrechtlichen 

oder sonstigen Pflichten nicht ohne Schwierigkeiten eingebracht werden kann, insbesondere im 

Falle der Eröffnung des Insolvenzverfahrens.  

Gemäß § 6a Abs. 1 des Wr. Dienstgeberabgabegesetzes - WDGAG, LGBl. für Wien Nr. 17/1970, 

in der derzeit geltenden Fassung, haften die in den §§ 80 ff BAO bezeichneten Vertreter neben 

den durch sie vertretenen Abgabepflichtigen für die diese treffende Dienstgeberabgabe 

insoweit, als diese Abgabe infolge schuldhafter Verletzung der ihnen auferlegten 

abgabenrechtlichen oder sonstigen Pflichten nicht ohne Schwierigkeiten eingebracht werden 

kann, insbesondere im Falle der Konkurseröffnung. § 9 Abs. 2 BAO gilt sinngemäß. 

Nach § 80 Abs. 1 BAO haben die zur Vertretung juristischer Personen berufenen Personen und 

die gesetzlichen Vertreter natürlicher Personen alle Pflichten zu erfüllen, die den von ihnen 

Vertretenen obliegen, und sind befugt, die diesen zustehenden Rechte wahrzunehmen; sie 

haben insbesondere dafür zu sorgen, dass die Abgaben aus den Mitteln, die sie verwalten, 

entrichtet werden.  

Zu den im § 80 Abs. 1 BAO genannten Personen gehören auch die Geschäftsführer der 

Gesellschaften mit beschränkter Haftung, die gemäß § 18 Abs. 1 des Gesetzes über 

Gesellschaften mit beschränkter Haftung, RGBl. Nr. 58/1906, die Gesellschaft gerichtlich und 

außergerichtlich zu vertreten haben.  

Voraussetzungen für die Haftung sind also:  

Eine Abgabenforderung gegen den Vertretenen, die Stellung als Vertreter, die erschwerte 

Einbringung der Abgabenforderung, eine Pflichtverletzung des Vertreters, dessen Verschulden 

an der Pflichtverletzung und die Ursächlichkeit der Pflichtverletzung für die erschwerte 

Einbringung.  

Dass die im angefochtenen Bescheid angeführten Abgabenforderungen tatsächlich bestehen, 

steht nach der Aktenlage fest.  

Weiters steht unbestritten fest, dass der Beschwerdeführer als Geschäftsführer der Gesellschaft 

zu dem im § 80 Abs. 1 BAO angeführten Personenkreis gehört.  
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Ferner wird nicht bestritten, dass die angeführten Abgabenrückstände bei der Gesellschaft 

erschwert einbringlich sind.  

Es ist ferner Aufgabe des Vertreters, nachzuweisen, dass ihm die Erfüllung der 

abgabenrechtlichen Pflichten für die Gesellschaft unmöglich war, weil nach allgemeinen 

Rechtsgrundsätzen derjenige, der eine ihm obliegende Pflicht nicht erfüllt, die Gründe darzutun 

hat, aus denen ihm die Erfüllung unmöglich war, widrigenfalls angenommen werden kann, dass 

er seiner Pflicht schuldhafterweise nicht nachgekommen ist.  

Der Beschwerdeführer gibt an, im Zeitraum März 2018 bis Oktober 2019, krankheitsbedingt 

nicht in der Lage gewesen zu sein, seine Funktion als Geschäftsführer der Gesellschaft 

auszuüben.  

Dazu wird folgendes festgestellt:  

Behauptet ein Geschäftsführer, er sei durch Krankheit an der Erfüllung seiner Verpflichtungen 

gehindert worden, schließt dies ein Verschulden an der Verletzung seiner Pflichten nicht aus, 

weil der Geschäftsführer – wie auch in anderen Fällen, in denen er nicht in der Lage ist, die 

Geschäftsführerfunktion ordnungsgemäß auszuüben bzw. die Umstände, die zu der 

Behinderung führen, zu beseitigen – dazu verhalten ist, seine Funktion unverzüglich 

zurückzulegen. Die Betrauung Dritter (z.B. Angestellter) mit abgabenrechtlichen Pflichten reicht 

für sich nicht aus, um eine Behinderung an der Ausübung der Geschäftsführerfunktion zu 

beseitigen, weil der Geschäftsführer das Personal in solchen Abständen zu überwachen hat, die 

es ausschließen, dass ihm die Verletzung abgabenrechtlicher Verpflichtungen, insbesondere die 

Verletzung abgabenrechtlicher Zahlungsverpflichtungen, verborgen bleibt (VwGH v. 30.1.2003, 

Zl. 2000/15/0018).  

Desweiteren sind die vorgelegten Befunde und Arztbriefe nicht vollständig nachvollziehbar und 

schlüssig und weisen in keinem Anhaltspunkt darauf hin, dass der Beschwerdeführer nicht 

handlungsfähig war. Der Beschwerdeführer hat auch nicht angegeben, dass er überhaupt 

Überwachungsmaßnahmen durchgeführt hat. Vielmehr ist aus dem übermittelten 

Straferkenntnis zu entnehmen, dass sich der Beschwerdeführer ausschließlich um 

bautechnische Angelegenheiten kümmerte.  

Ein für die Abgabenhaftung relevantes Verschulden liegt auch dann vor, wenn sich der 

Geschäftsführer schon bei der Übernahme seiner Funktion mit einer Beschränkung seiner 

Befugnisse einverstanden erklärt bzw. eine solche Beschränkung in Kauf nimmt, die die künftige 

Erfüllung seiner gesetzlichen Verpflichtung, insbesondere auch dem Abgabengläubiger 

gegenüber, unmöglich macht (VwGH v. 11. März 2010, Zl. 2010/16/0028).  

Übernimmt er die Funktion eines Geschäftsführers als „pro forma Geschäftsführer“ ohne 

Dispositionsbefugnis über das Gesellschaftsvermögen zu haben, ist er zur Wahrnehmung der 
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abgabenrechtlichen Pflichten tatsächlich nicht in der Lage. Ihn trifft deshalb ein 

haftungsbegründendes Verschulden für die Nichtentrichtung jener Abgaben, die während der 

Zeit anfallen, in der er als Geschäftsführer bestellt ist (VwGH v. 2.7.2002, Zl. 96/14/0076).  

Für das Verschulden ist es überdies nicht maßgebend, ob der Berufungswerber seine Funktion 

als Vertreter tatsächlich ausgeübt hat, sondern es kommt vielmehr darauf an, ob er als 

Geschäftsführer zum Vertreter der Primärschuldnerin bestellt war und ihm daher diese Funktion 

auszufüllen oblegen hätte (vgl. VwGH vom 18. Dezember 1992, Zl. 89/17/0173).  

Der Beschwerdeführer hat in seiner Beschwerde somit nicht den Nachweis erbracht, dass ihm 

die Erfüllung seiner Pflichten unmöglich war.  

Die Pflichtverletzung des Beschwerdeführers ergibt sich aus der Missachtung der 

abgabenrechtlichen Bestimmungen. Der Beschwerdeführer hätte Sorge tragen müssen, dass die 

Kommunalsteuer und die Dienstgeberabgabe für den Haftungszeitraum fristgerecht entrichtet 

wird.  

Auf Grund dieser Tatsachen war die Beschwerde als unbegründet abzuweisen.“  

Mit Schreiben vom 15. Dezember 2023 beantragte der Beschwerdeführer die Vorlage seiner 

Beschwerde an das Bundesfinanzgericht. Es wurde ausdrücklich auf die 

Beschwerdeausführungen verwiesen. 

Die Beschwerde wurde samt Verwaltungsakt am 3. April 2024 dem Bundesfinanzgericht zur 

Erledigung übertragen. 

Mit Schreiben vom 13. Mai 2025 wurde der Beschwerdeführer vom Bundesfinanzgericht 

aufgefordert innerhalb von sechs Wochen einen Gleichbehandlungsnachweis zu erbringen. 

Dieses Schreiben blieb unbeantwortet. 

Am 4. Februar 2026 wurde die vom Beschwerdeführer beantragte mündliche Verhandlung vor 

dem Bundesfinanzgericht abgehalten.  

II. Das Bundesfinanzgericht hat erwogen: 

1. Sachverhalt  

Der Beschwerdeführer war seit 25. Mai 2018 Geschäftsführer der ***Primärschuldnerin***, 

***FN Primäschuldnerin***, (Primärschuldnerin). Mit Beschluss des Handelsgerichts Wien 

vom ***Datum Konkurseröffnung*** (GZ: ***Geschäftszahl HG***) wurde über das 

Vermögen der Primärschuldnerin ein Konkursverfahren eröffnet. Mit Beschluss des 

Handelsgerichtes Wien vom ***Datum Aufhebung Konkurs*** wurde der Konkurs mangels 
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Kostendeckung aufgehoben. Am ***Datum Löschung FB*** kam es zur amtswegigen Löschung 

der Primärschuldnerin aus dem Firmenbuch.  

Mit Haftungsbescheid vom 4. November 2022 wurde der Beschwerdeführer zur Haftung als 

Geschäftsführer der Primärschuldnerin für Kommunalsteuer samt Nebenansprüchen in Höhe € 

5.852,85 sowie von Dienstgeberabgabe samt Nebengebühren in Höhe von € 88,00 für den 

Zeitraum März 2018 bis Oktober 2019 herangezogen. 

Ein Gläubigergleichbehandlungsnachweis wurde nicht erbracht. Als Folge der Löschung der 

Primärschuldnerin im Firmenbuch sind die Abgaben bei der Primärschuldnerin uneinbringlich. 

2. Beweiswürdigung 

Aus dem Firmenbuchauszug der Primärschuldnerin geht hervor, dass der Beschwerdeführer 

die Primärschuldnerin während der gesamten Zeit ihrer Existenz selbständig vertreten hat. Die 

Feststellungen zum Insolvenzverfahren der Primärschuldnerin gründen sich auf die 

Eintragungen im Firmenbuch, in die Einsicht genommen wurde. Daraus geht hervor, dass mit 

Beschluss des Handelsgerichts Wien vom ***Datum Aufhebung Konkurs*** ein 

Insolvenzverfahren mangels kostendeckenden Vermögens aufgehoben wurde. 

Die Feststellungen zu den beschwerdegegenständlichen Haftungsbescheiden gründen sich auf 

die Einsichtnahme in diese Erledigungen, welche die belangte Behörde zusammen mit dem 

Vorlagebericht vorgelegt hatte.  

Die Feststellung zur Uneinbringlichkeit der Abgaben ergibt sich bereits aus den Ausführungen, 

die dem Firmenbuchauszug zu entnehmen sind.  

3. Rechtliche Beurteilung 

3.1. Zu Spruchpunkt I. (Abweisung) 

§ 6a Kommunalsteuergesetz (KommStG) bestimmt wie folgt: 

"(1) Die in den §§ 80 ff der Bundesabgabenordnung bezeichneten Vertreter haften 

neben den durch sie vertretenen Abgabepflichtigen für die diese treffende 

Kommunalsteuer insoweit, als diese Abgabe infolge schuldhafter Verletzung der ihnen 

auferlegten abgabenrechtlichen oder sonstigen Pflichten nicht ohne Schwierigkeiten 

eingebracht werden kann, insbesondere im Fall der Eröffnung des Insolvenzverfahrens. § 

9 Abs. 2 Bundesabgabenordnung gilt sinngemäß." 

§ 6a Wr. Dienstgeberabgabegesetz – WDGAG bestimmt wie folgt: 
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„(1) Die in den §§ 80 ff Bundesabgabenordnung – BAO bezeichneten Vertreter haften 

neben den durch sie vertretenen Abgabepflichtigen für die diese treffende 

Dienstgeberabgabe insoweit, als diese Abgabe infolge schuldhafter Verletzung der ihnen 

auferlegten abgabenrechtlichen oder sonstigen Pflichten nicht ohne Schwierigkeiten 

eingebracht werden kann, insbesondere im Fall der Konkurseröffnung. § 9 Abs. 2 

Bundesabgabenordnung – BAO gilt sinngemäß. 

(2) Soweit Personen auf die Erfüllung der Pflichten der Abgabepflichtigen und der in §§ 

80 ff Bundesabgabenordnung – BAO bezeichneten Vertreter tatsächlich Einfluss 

nehmen, haben sie diesen Einfluss dahingehend auszuüben, dass diese Pflichten erfüllt 

werden. 

(3) Die in Abs. 2 bezeichneten Personen haften für die Dienstgeberabgabe insoweit, als 

diese Abgabe infolge ihrer Einflussnahme nicht ohne Schwierigkeiten eingebracht 

werden kann, insbesondere im Falle der Konkurseröffnung.“ 

Damit eine Person nach diesen Bestimmungen zur Haftung für eine fremde Abgabenschuld 

herangezogen werden kann, müssen daher die folgenden Tatbestandsmerkmale erfüllt sein: 

1. Persönlicher Anwendungsbereich – Vertreter iSd §§ 80ff BAO 

2. Bestehen einer Abgabenschuld 

3. Einbringung der Abgabe beim Abgabenschuldner nicht ohne Schwierigkeiten 

möglich 

4. Schuldhafte Verletzung abgabenrechtlicher oder sonstiger Pflichten durch den 

Vertreter 

5. Ursächlichkeit zwischen Pflichtverletzung und Uneinbringlichkeit der Abgabe 

(Kausalität) 

3.1.1. Zum persönlichen Anwendungsbereich – Vertreter iSd §§ 80ff BAO 

Der Bf. kommt grundsätzlich als Haftungsschuldner gemäß § 80 BAO in Betracht, da er ab 25. 

Mai 2018 Geschäftsführer der Primärschuldnerin und damit zur Vertretung der GmbH berufen 

war. 

3.1.2. Zum Bestehen einer Abgabenschuld 

Das Bestehen des Abgabenanspruchs ist zwischen den Parteien unstrittig . Der 

Beschwerdeführer konnte in diesem Zusammenhang keine gegenteiligen Nachweise erbringen, 

die ein Nichtbestehen der Abgabenschuld nachweisen hätte können. Daher steht für das 

Bundesfinanzgericht fest, dass der Abgabenanspruch zu Recht besteht. 
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3.1.3. Zur Einbringung der Abgabe die beim Abgabenschuldner nicht ohne Schwierigkeiten 

möglich war 

Die Haftung nach § 6a KommStG und § 6a Wr. Dienstgeberabgabengesetz ist eine 

Gefährdungshaftung. 

Der Haftungsbescheid wurde am 4. November 2022 erlassen. Zu diesem Zeitpunkt war der 

Konkurs der Primärschuldnerin mangels Kostendeckung bereits aufgehoben, die ausständigen 

Abgaben waren bei der Primärschuldnerin daher uneinbringlich. 

3.1.4. Zur schuldhaften Verletzung abgabenrechtlicher oder sonstiger Pflichten durch den 

Vertreter 

Gemäß § 80 Abs 1 BAO haben die Vertreter von juristischen Personen alle Pflichten zu erfüllen, 

die den von ihnen Vertretenen obliegen, und sind befugt, die diesen zustehenden Rechte 

wahrzunehmen. Sie haben insbesondere dafür zu sorgen, dass die Abgaben aus den Mitteln, 

die sie verwalten, entrichtet werden. 

Die vorgeschriebenen und schlussendlich im Haftungsbescheid genannten Abgaben sind nicht 

zum Fälligkeitszeitpunkt entrichtet worden. 

Nach ständiger Rechtsprechung des VwGH besteht bei der Frage, ob der Vertreter schuldhaft 

eine Abgabenpflicht verletzt hat, eine qualifizierte Mitwirkungspflicht des Vertreters. Der 

Vertreter hat dabei darzutun, aus welchen Gründen ihm die Erfüllung abgabenrechtlicher 

Pflichten nicht möglich war. Andernfalls kann eine schuldhafte Pflichtverletzung angenommen 

werden (vgl zB 18.3.2013, 2011/16/0184; 19.3.2015, 2013/16/0166; 22.4.2015, 2013/16/0208; 

19.5.2015, 2013/16/0016). In diesem Zusammenhang muss der Vertreter allerdings keinen 

negativen Beweis dafür vorbringen, dass keine schuldhafte Pflichtverletzung vorliegt, sondern 

lediglich eine konkrete, schlüssige Darstellung der Gründe, die einer rechtzeitigen 

Abgabenentrichtung im Zeitpunkt der Fälligkeit der Abgaben entgegengestanden sind (vgl zB 

4.4.1990, 89/13/0212; 27.10.2008, 2005/17/0259). 

Die Haftung kann in diesem Zusammenhang insbesondere dann begrenzt werden, wenn der 

Haftungspflichtige nachweist, dass ihm im Haftungszeitraum nicht ausreichend liquide Mittel 

zur Verfügung gestanden sind und er den Abgabengläubiger nicht schlechter behandelt hat 

(sogenannter Grundsatz der Gläubigergleichbehandlung).  

Nachweis der Gläubigergleichbehandlung  

Nach der ständigen Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes kann die fehlende Benachteiligung 

des Abgabengläubigers nur dann nachgewiesen werden, wenn die liquiden Mittel im 

Haftungszeitraum zu keiner Zeit ausreichten, um sämtliche fällige Verbindlichkeiten zu tilgen. 

Im Abgabenrecht gilt der Grundsatz der vollständigen Mittelausschüttung. Der Vertreter 
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handelt schuldhaft, wenn die Primärschuldnerin über Mittel verfügt hätte, um sämtliche fällige 

Verbindlichkeiten zu bedienen und die Abgaben dennoch nicht vollständig bezahlt wurden. 

Reichen diese Mittel nicht aus, kann allerdings ein Gleichbehandlungsnachweis angetreten 

werden (vgl eine übersichtliche Darstellung der Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes 

Lachmayer, Einzelfragen zur Haftung gem § 9 BAO, RdW 2023, 682ff). 

Erbringt der Vertreter den Nachweis, dass der Abgabengläubiger ebenso viel an vorhandenen 

Mitteln erhalten hat, wie andere Gläubiger, dann haftet er überhaupt nicht (vgl VwGH 

22.9.1999, 96/15/0049). Dabei ist nachzuweisen, dass kein einziger Gläubiger dem 

Abgabengläubiger vorgezogen wurde (vgl VwGH 29.4.2010, 2008/15/0085; 14.12.2005; 

2002/13/0196; 30.10.2001, 98/14/0082). Es ist daher nicht darzustellen, dass der 

Abgabengläubiger nicht weniger als der Durchschnitt der Gläubiger bekommen hat, sondern 

dass kein anderer Gläubiger mehr als der Abgabengläubiger erhalten hat. Wird also ein einziger 

Gläubiger (z.B. ausstehende Löhne, Lieferanten, Bankverbindlichkeiten, Zug-um-Zug-Geschäfte 

etc) voll bezahlt, liegt eine Schlechterstellung des Abgabegläubigers iSd Rechtsprechung des 

Verwaltungsgerichtshofes vor (vgl VwGH 23.3.2010, 2010/13/0042; 25.1.2006, 2001/14/0126; 

19.4.2006, 2003/13/0111; 29.4.2010, 2008/15/0085; 7.9.1990,89/14/0132; 18.6.1993, 

93/17/0051). In diesem Zusammenhang ist es nicht relevant, dass solche Zahlungen 

betriebsnotwendig waren (VwGH 28.9.2004, 2001/14/0176). Tilgt der Vertreter andere 

Verbindlichkeiten voll oder in einem höheren Ausmaß, dann ist der Abgabengläubiger im 

gleichen Ausmaß zu befriedigen. 

Ein solcher Nachweis konnte vom Beschwerdeführer im vorliegenden Fall nicht erbracht 

werden.  

Nachweis einer fiktiven Gläubigergleichbehandlungsquote 

Gelingt dem zur Haftung herangezogenen Vertreter der Nachweis nicht, dass er sämtliche 

Gläubiger im Zeitpunkt der Fälligkeit der in Haftung gezogenen Abgabenschuld tatsächlich 

gleichbehandelt hat (alle Gläubiger haben dieselbe Quote erhalten), besteht in einem zweiten 

Schritt die Möglichkeit eine fiktive Quote nachzuweisen, die der Abgabengläubiger erhalten 

hätte, wenn sämtliche Gläubiger aus den vorhandenen Mitteln gleich befriedigt worden wären. 

Im Rahmen der Haftung des § 9 BAO haftet der Vertreter nämlich nicht für die volle 

Abgabenschuld der Primärschuldnerin, sondern nur in jenem Ausmaß in dem der 

Abgabengläubiger ungleich behandelt wurde (vgl zB VwGH 16.12.2009, 2009/15/0127). 

Bei der Berechnung der Quote obliegt dem Vertreter eine qualifizierte Mitwirkungspflicht. Er 

hat die fiktive Gleichbehandlungsquote zum jeweiligen Fälligkeitszeitpunkt zu berechnen und 

diese entsprechend nachzuweisen.  

Beim Nachweis der fiktiven Quote spielen die Zahlungen an andere Gläubiger keine Rolle. Die 

fiktive Gleichbehandlungsquote betrachtet nur, wie viel an Abgabenschulden getilgt worden 

8 von 11



Seite 9 von 11 
 

 

wären, wenn der Vertreter die vorhandenen Mittel gleichmäßig auf alle Verbindlichkeiten 

verteilt hätte. Diese Quote ist dann der Quote der tatsächlich bezahlten Abgabenschulden 

gegenüberzustellen. Für den Differenzbetrag haftet der Vertreter (vgl Lachmayer, Einzelfragen 

zur Haftung gem § 9 BAO, RdW 2023, 683). 

Bei der Berechnung der Quote hat der Vertreter für den Gleichbehandlungsnachweis, zum 

jeweiligen Fälligkeitstag der Abgaben die fälligen Verbindlichkeiten und liquiden Mitteln 

gegenüberzustellen (vgl zB VwGH 24.1.2017, Ra 2015/16/0078).  

Gelingt dem Vertreter der Nachweis einer entsprechenden Quote, haftet er lediglich im 

Ausmaß der Quote. Wird keine Quote nachgewiesen haftet der Vertreter für die vollen 

Abgabenrückstände (vgl Lachmayer, Einzelfragen zur Haftung gem § 9 BAO, RdW 2023, 683). 

Im vorliegenden Fall konnte vom Beschwerdeführer kein Nachweis einer fiktiven 

Gläubigergleichbehandlungsquote erbracht werden. 

Einwendung der Erkrankung des Beschwerdeführers 

Gemäß § 18 GmbHG wird die GmbH durch die Geschäftsführer vertreten. Ein bestellter 

Geschäftsführer hat die abgabenrechtlichen Pflichten der Gesellschaft zu erfüllen oder seine 

Funktion unverzüglich niederzulegen. 

Zu den Pflichten des Geschäftsführers gehört: 

 für die Entrichtung der Abgaben Sorge zu tragen (Abgabenzahlungspflicht); 

 die Erfüllung der den Vertretenen treffenden gesetzlichen Buchführungs - und 

Aufzeichnungs-, Offenlegungs- und Wahrheitspflichten; 

 andere Personen (Angestellte), die er mit den steuerlichen Agenden betraut, zu 

kontrollieren (Auswahl- und Kontrollpflichten); 

 sich bei Geschäftsübernahme zu informieren; 

 Zurücklegung der Geschäftsführungsfunktion bei Behinderung/Beschränkung der 

Befugnisse. 

Zur Erkrankung des Bf. ist auf die Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes zu verweisen, 

wonach die Behauptung, durch Krankheit an der Erfüllung der Verpflichtungen gehindert 

gewesen zu sein, ein Verschulden an der Pflichtverletzung nicht ausschließt (VwGH 30.1.2003, 

2000/15/0018), weil der Bf., wenn er nicht in der Lage gewesen ist, seine Funktion als 

Geschäftsführer ordnungsgemäß auszuüben, dazu verhalten gewesen wäre, diese 

zurückzulegen. Der Bf. hat nicht dargelegt, aus welchen entschuldbaren Gründen er unter 

diesen Umständen die Geschäftsführerfunktion nicht zurückgelegt hat. Dass er aus 

gesundheitlichen Gründen am Rücktritt von seiner Geschäftsführungsfunktion gehindert war, 

lässt sich seinem Vorbringen nicht entnehmen. Nur eine Erkrankung, die zu seiner 

Handlungsunfähigkeit geführt hätte, hätte bewirkt, dass ihm eine schuldhafte Pflichtverletzung 
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nicht angelastet werden könnte, weil Handlungsunfähigkeit den Vertreter auch unfähig macht, 

seine Geschäftsführerfunktion niederzulegen. 

3.1.5. Zur Ursächlichkeit zwischen Pflichtverletzung und Uneinbringlichkeit der Abgabe 

(Kausalität) 

Die Haftungsinanspruchnahme setzt eine Kausalität zwischen der schuldhaften 

Pflichtverletzung und dem Abgabenausfall voraus.  

Wie im Vorpunkt dargestellt, geht das Bundesfinanzgericht auf Basis der Aktenlagen und 

mangels anderer Vorbringen des Beschwerdeführers davon aus, dass er seine 

abgabenrechtlichen Pflichten als Geschäftsführer für Abgaben schuldhaft verletzt hat. Nach der 

Judikatur des VwGH spricht bei schuldhafter Pflichtverletzung die Vermutung für die 

Verursachung der Uneinbringlichkeit der Abgabe. (vgl zB 28.2.2014, 2012/16/0001; 19.5.2015, 

2013/16/0016; 27.5.2020, Ra 2020/13/0027). Da der Beschwerdeführer auch in diesem 

Zusammenhang keine gegenteiligen Nachweise vorlegen konnte, geht das Bundesfinanzgericht 

der ständigen Rechtsprechung des VwGH folgend von einer Kausalität zwischen der 

schuldhaften Pflichtverletzung des Beschwerdeführers und der Uneinbringlichkeit der Abgabe 

aus. 

Zusammenfassend kann somit festgehalten werden, dass im vorliegenden Fall alle 

Tatbestandsmerkmale der anwendbaren Haftungsbestimmung für die verbleibenden 

Abgabenschuldigkeiten erfüllt sind.  

3.1.6. Ermessen 

Sind alle Tatbestandsmerkmale für eine Haftung erfüllt, liegt die Inanspruchnahme eines zur 

Haftung Verpflichteten schlussendlich im Ermessen der Abgabenbehörde. Die 

Ermessensentscheidung der Abgabenbehörde hat sich gemäß § 20 BAO innerhalb der Grenzen 

zu halten, die das Gesetz dem Ermessen zieht. Innerhalb dieser Grenzen sind 

Ermessensentscheidungen nach Billigkeit und Zweckmäßigkeit unter Berücksichtigung aller in 

Betracht kommenden Umstände zu treffen. Dem Gesetzesbegriff "Billigkeit" ist dabei die 

Bedeutung "berechtigte Interessen der Partei", dem Gesetzesbegriff "Zweckmäßigkeit" die 

Bedeutung "öffentliches Anliegen an der Einbringung der Abgaben" beizumessen (VwGH 

30.9.1993, 92/17/0215). 

Nach ständiger Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes (zB VwGH 3.9.2008, 

2006/13/0159; VwGH 16.10.2014, Ro 2014/16/0066) ist dem Element der Zumutbarkeit der 

Heranziehung eines Haftungspflichtigen angesichts lange verstrichener Zeit im Rahmen der 

behördlichen Ermessensübung besondere Bedeutung beizumessen. 

Ein langer Zeitabstand zwischen dem Entstehen der Abgabenschuld oder der Feststellung der 

Uneinbringlichkeit der Abgaben bei der Primärschuldnerin einerseits und der bescheidmäßigen 
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Inanspruchnahme zur Haftung andererseits ist ein Umstand, den die Abgabenbehörde bei der 

Inanspruchnahme zur Haftung im Sinne des Ermessens nicht außer Betracht lassen darf (VwGH 

16.10.2014, Ro 2014/16/0066).  

Da das Konkursverfahren am ***Datum Konkurseröffnung*** eröffnet wurde und mangels 

Feststehens des Ausmaßes der Uneinbringlichkeit vor der Beendigung des Insolvenzverfahrens 

am ***Datum Aufhebung Konkurs*** eine Haftungsinanspruchnahme nicht möglich war, kann 

angesichts des innerhalb der nach der Judikatur des VwGH angemessenen Frist am 4. 

November 2022 erlassenen Haftungsbescheides keine überlange Verfahrensdauer festgestellt 

werden. 

Es war daher spruchgemäß zu entscheiden. 

3.2. Zu Spruchpunkt II. (Revision) 

Gegen ein Erkenntnis des Bundesfinanzgerichtes ist die Revision zulässig, wenn sie von der 

Lösung einer Rechtsfrage abhängt, der grundsätzliche Bedeutung zukommt, insbesondere weil 

das Erkenntnis von der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes abweicht, eine solche 

Rechtsprechung fehlt oder die zu lösende Rechtsfrage in der bisherigen Rechtsprechung des 

Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich beantwortet wird. 

Das Bundesfinanzgericht folgt in seinem Erkenntnis der dargestellten Rechtsprechung des 

Verwaltungsgerichtshofes, weshalb die ordentliche Revision nicht zuzulassen war. 

 

 

Wien, am 18. März 2026 
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